
die Menschen in Paris sind nicht allein in diesen schweren Ta-

gen. Wir teilen ihr Leid. Weltweit haben Menschen ihre Soli-

darität und Verbundenheit bekundet. Etwa 50 Staats- und

Regierungschefs haben persönlich an der beeindruckenden

Trauerveranstaltung in Paris teilgenommen. Angela Merkel an

der Spitze und viele andere Teilnehmer aus Deutschland haben

klargemacht, dass wir unseren französischen Nachbarn in die-

sen Stunden noch verbundener sind als sonst. In den Gesich-

tern der Teilnehmer konnte man ablesen, welche Wunden der

Anschlag gerissen, aber auch, welche Entschlossenheit er her-

vorgerufen hat. Auch wir sind entschlossen, uns von der Angst

nicht beherrschen zu lassen. Wir werden Mord und Intoleranz

nicht weichen. Wir werden die Werte der Freiheit gegen Fa-

natismus und Terror verteidigen. Ohne Meinungsfreiheit und

ohne die Freiheit der Presse ist Demokratie nicht denkbar.

Auch dann, wenn uns nicht jedes Ergebnis, jedes Produkt die-

ser Nutzung der Freiheitsrechte gefallen mag. Meinungs- und

Pressefreiheit sind wesentliche Grundlage für unser freiheitli-

ches und demokratisches Europa. Gerade in einem Europa, das

vielfältiger wird, müssen die Freiheitsrechte gewahrt sein und

durch den Staat geschützt, aber auch durch uns alle geachtet,

werden. Daher sagen wir: Der feige Angriff auf die Redaktion

von „Charlie Hebdo“ war ein Anschlag auf unsere Werte und

das Wesen unseres Zusammenlebens in Europa. Es ist gut,

dass wir alle die Terroristen gemeinsam als das benennen, was

sie sind: Gemeine, feige und heimtückische Verbrecher, deren

Tat für niemanden ein Gewinn ist. Und deren Verbrechen

keine Rechtfertigung finden können. In keiner Ideologie und

in keiner Religion dieser Welt. Es ist gut, dass wir all diese

Fragen in einer Debatte am Donnerstag im Plenum des Deut-

schen Bundestages diskutiert haben.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr/Euer

Auch in dieser Woche habe ich mich wieder mit zahlreichen

Kollegen aus meiner Fraktion getroffen, die sich gemeinsam

mit mir für eine sichere Erdgasförderung einsetzen. Im Mo-

ment liegen uns die Referentenentwürfe vor, mit denen die

Bundesregierung eine sichere Erdgasförderung ermöglichen

möchte.

Ich habe bereits mehrfach deutlich gemacht, dass es sehr wich-

tig ist, dass wir sowohl für die unkonventionelle aber auch für

die konventionelle Erdgasförderung (wie sie bei uns in der

Region stattfindet) stärkere Umweltauflagen brauchen. Ich

kritisiere an den Entwürfen, dass sie kein Verbot zur Verpres-

sung des giftigen Lagerstättenwassers enthalten. Eine Aufbe-

reitung des Wassers ist bereits technisch machbar—auch die

Industrie denkt über diesen Weg nach. Leider hat mir SPD-

Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel schriftlich gegeben, dass er

ein Verpressverbot ablehnt. Ich kann nicht nachvollziehen,

warum die SPD mir hier solche Steine in den Weg legt—

zumal die SPD bei uns vor Ort uns glauben machen will, sie

lehne die Verpressung ebenfalls ab.

Auch bei der Beweislastumkehr im Falle von Erdbebenschäden

gibt es aus meiner Sicht Nachbesserungsbedarf. Grundsätzlich

begrüße ich es allerdings, dass meine Forderung nach einer

Beweislastumkehr im Falle von Erdbeben umgesetzt werden

soll—das fordere ich ja seit langem.

Erdgasförderung
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Gesunde Ernährung stärken – Lebensmittel wertschätzen

Bildung in Deutschland – guter Zwischenstand

Anlass unseres Antrages ist die Internatio-

nale Grüne Woche, die in dieser Sit-

zungswoche eröffnet wird. Gegenstand

unseres Antrages sind gesunde und siche-

re Lebensmittel, sowie eine ausgewogene

Ernährung bei einem ausgeglichenen Le-

bensstil.

Schon Kinder und Jugendliche müssen

legt einen Schwerpunkt auf das Thema

„Menschen mit Behinderungen im Bil-

dungssystem.“ Bei einer grundsätzlich

konstanten Zahl von 493.000 Schülern

mit sonderpädagogischem Förderbedarf

steigt deren Anteil angesichts insgesamt

sinkender Schülerzahlen auf 6,6 Prozent

aller Schüler in Deutschland. Der Bericht

belegt die Fortschritte der Inklusion:

Immer mehr Kinder und Jugendliche mit

und ohne Behinderungen besuchen ge-

meinsame Kindertageseinrichtungen und

Schulen, allerdings mit einem abnehmen-

den Anteil mit zunehmendem Alter.

Der größte Handlungsbedarf besteht wei-

ter bei den jungen Erwachsenen ohne

Berufsabschluss. Hier setzt die Ausbil-

dungsallianz insbesondere mit den Instru-

menten der ausbildungsbegleitenden Hil-

fen und der assistierten Ausbildung an.

Mit den Bildungsketten und einer Verbes-

serung der Betreuung von Schülern an

den Übergängen ihres Bildungsweges gibt

es gute Möglichkeiten zur Vorbeugung.

Unser Antrag greift das Jahresthema des

Bildungsberichtes auf und fordert die

Bundesregierung dazu auf, Forschungs-

projekte für die Entwicklung von Strate-

gien mit dem Schwerpunkt Lernmateria-

len und Unterrichtshilfen für Kinder mit

einer Behinderung zu fördern. Auch die

Aus- und Weiterbildung für die neuen

Aufgaben der inklusiven Bildung soll für

das Personal aller Bildungsinstitutionen in

Abstimmung mit den Ländern vorange-

trieben werden.

Der Nationale Bildungsbericht 2014 zeigt

auf, dass sich die Kennzahlen für Bildung

in Deutschland deutlich verbessert haben.

Die Tendenz zeigt in allen Bildungsberei-

chen klar nach oben. Bei der Kinderbe-

treuung und der Weiterbildung haben

wir die gesetzten Ziele schon jetzt er-

reicht. Enorm ist auch, dass sich die Zahl

der Hochschulabsolventen seit 2002 ver-

doppelt hat, was für eine erhebliche Er-

höhung des Bildungsstandes der Bevölke-

rung spricht. Allerdings hat diese Ent-

wicklung eine Kehrseite, die wir schon

seit einiger Zeit aufmerksam begleiten:

Die Zahl der Studienanfänger liegt erst-

mals gleichauf mit der Zahl derer, die

eine berufliche Ausbildung begonnen

haben.

Bei aller Wertschätzung für die akademi-

sche Bildung müssen und werden wir

Sorge dafür tragen, die duale berufliche

Ausbildung in Deutschland zu stärken. Sie

ist ein Markenzeichen und Erfolgskern

unseres Landes und Grundlage für die

hervorragende Qualität unseres Hand-

werks. Die duale Ausbildung zeichnet

auch verantwortlich für die geringste

Jugendarbeitslosigkeit in ganz Europa.

Mit der Stärkung des Meister-BAföGs

und anderen geeigneten Mitteln werden

wir die Attraktivität der beruflichen Aus-

bildung erhöhen. Damit werden wir auch

vorausschauend dem sich im Zuge des

demografischen Wandels andeutenden

Fachkräftemangel vorbeugen.

Der diesjährige Nationale Bildungsbericht

stärker als bisher für die Zusammenhänge

von Ernährung, Bewegung und Gesund-

heit aufgeklärt werden. Wir fordern da-

her, die erfolgreichen Programme der

Ernährungsbildung fortzuführen und

einheitliche Standards in der Gemein-

schaftsverpflegung in Bildungseinrichtun-

gen einzuführen.

Demographischer Wandel

verstärkt Fachkräftemangel
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Im September 2014 gab es in 139 von

615 Berufsgattungen Fachkraftengpässe.

Davon spricht man, wenn aus dem Kreis

der Arbeitslosen nicht alle offenen Stellen

in diesem Bereich zu besetzen sind.

Insgesamt 6,7 von 23,9 Millionen Fach-

kräften arbeiteten in Engpassberufen. Die

meisten Engpassberufe gibt es in den

Bereichen „Gesundheit, Soziales und Bil-

dung“ sowie „Bau- und Gebäudetechnik“.

Der absehbare Renteneintritt der soge-

nannten Babyboomer-Generation wird

mittelfristig zu einem erhöhten Ersatzbe-

darf an Fachkräften führen.

Von den 6,7 Millionen Engpass-

Fachkräften werden 2,1 Millionen inner-

halb der nächsten 15 Jahre den Arbeits-

markt verlassen. Kleinere und mittlere

Unternehmen sind von Engpässen deut-

lich häufiger betroffen als große Unter-

nehmen.


